Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1065 


04. 10. 73 


Sachgebiet 312 


Bericht und Antrag 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/563 — 

betr. Vorlage des Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung 
des Ausschlusses von Verteidigern im Strafprozeß 


A. Bericht der Abgeordneten Gnädinger 


Der Rechtsausschuß hat die Vorlage, die ihm vom 
Bundestag in der 34. Sitzung am 18. Mai 1973 über- 
wiesen worden ist, in seiner Sitzung am 3. Oktober j 
1973 beraten. 

Im Ausschuß besteht die einstimmige Auffassung 
darüber, daß die in dem Antrag geforderte Ände- j 
rung der Strafprozeßordnung durch die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Februar 1973 j 
— 2 BvR 667/72 — dringend notwendig geworden 1 
ist. 

Während die CDU/CSU-Mitglieder des Ausschus- ! 
ses aus Zweckmäßigkeitsgründen zunächst an dem i 


und Kunz 

im Antrag genannten Termin vom 31. Dezember 1973 
festhalten wollten, fand sich der Ausschuß einstim- 
mig sodann bereit, keinen festen Termin zu setzen, 
wohl aber darauf zu dringen, daß die Bundesregie- 
rung den Entwurf eines entsprechenden Gesetzes 
sobald als möglich vorlegt. Der Grund für diese 
elastischere Terminbestimmung ist, daß es zum jetzi- 
gen Zeitpunkt noch ungewiß ist, ob der Gesetz- 
entwurf bis zu dem verhältnismäßig kurzen Termin 
vom 31. Dezember 1973 schon vorgelegt werden 
könnte. 


Bonn, den 4. Oktober 1973 


Gnädinger Kunz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

sobald als möglich den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, durch das in Ergän- 
zung zu dem derzeitigen Wortlaut des § 146 Abs. 1 der Strafprozeßordnung der 
Ausschluß von Verteidigern in Strafverfahren in den Fällen der Teilnahme, der 
Begünstigung und der Zeugeneigenschaft geregelt wird. 

Bonn, den 4. Oktober 1973 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Gnädinger Kunz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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